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Teil 1 Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich 

1Diese Studien- und Prüfungsordnung regelt Inhalt und Aufbau des Studiengangs Rechtswissenschaften 

mit dem Abschluss Erste Juristische Prüfung an der Universität Osnabrück sowie die im Rahmen dieses 

Studienganges abzulegenden universitären Prüfungen. 2In Bezug auf Zwischenprüfungsleistungen und 

Schwerpunktprüfungsleistungen gehen die Zwischenprüfungsordnung (ZwPrO) und die Schwerpunktbe-

reichsprüfungsordnung (SBPO) des Fachbereichs Rechtswissenschaften vor, sofern diese abweichende Re-

gelungen vorsehen. 3Im Übrigen gelten die Vorgaben des Niedersächsischen Juristenausbildungsgesetzes 

(NJAG) in der jeweils gültigen Fassung.  

§ 2 Studienziele 

1Das Studium soll die Studierenden befähigen, das Recht mit Verständnis zu erfassen und anzuwenden und 

bereitet auf die Erste Juristische Prüfung vor. 2Die Studierenden sollen über die hierzu erforderlichen 

Rechtskenntnisse in den Prüfungsfächern mit ihren europarechtlichen, wirtschaftlichen und politischen Be-

zügen, ihren rechtswissenschaftlichen Methoden sowie philosophischen, geschichtlichen und gesellschaft-

lichen Grundlagen verfügen und Grundkenntnisse über Aufgaben und Arbeitsmethoden der rechtsberaten-

den Praxis erwerben.  

§ 3 Studienbeginn und Studiendauer 

(1) Das Studium kann nur zum Wintersemester aufgenommen werden. 

(2) Das Studium einschließlich der Ersten Juristischen Prüfung dauert in der Regel fünf Jahre (10 Se-

mester).  

§ 4 Gegenstand des Studiums  

(1) Das Studium besteht aus dem Pflichtfachstudium und dem Schwerpunktstudium.  

(2) Das Pflichtfachstudium umfasst die Kernbereiche des Bürgerlichen Rechts, des Strafrechts, des Öf-

fentlichen Rechts und des Verfahrensrechts einschließlich der europarechtlichen Bezüge, der rechts-

wissenschaftlichen Methoden und der philosophischen, geschichtlichen und gesellschaftlichen 

Grundlagen und bereitet die Studierenden auf die Pflichtfachprüfung vor.  

(3) 1Das Schwerpunktstudium dient der Ergänzung des Studiums, der Vertiefung eines Pflichtfachbe-

reichs sowie der Vermittlung interdisziplinärer und internationaler Bezüge des Rechts. 2Die Zulas-

sung zum Schwerpunktstudium, der Gegenstand und Ablauf des Schwerpunktstudiums sowie die 

Prüfung sind in der SBPO geregelt.  

§ 5 Aufbau des Studiums 

(1) 1Das Grundstudium („Kurssystem“) dient dem Erwerb von Grundwissen aus dem Bereich der 

Pflichtfächer der staatlichen Prüfung und dem Erwerb von methodischen Fähigkeiten. 2Teil des 

Grundstudiums ist die Zwischenprüfung, die in einer eigenständigen Ordnung geregelt ist. 

(2) Das Hauptstudium dient der Ergänzung und Vertiefung des Stoffes im Bereich der Pflichtfächer der 

staatlichen Prüfung und der Ausbildung in den Schwerpunktbereichen.  

§ 6 Studienabschluss 

1Der Studiengang Rechtswissenschaften wird mit der Ersten Juristischen Prüfung abgeschlossen, die aus 

der universitären Schwerpunktbereichsprüfung und der staatlichen Pflichtfachprüfung besteht. 2Die Zulas-

sungsvoraussetzungen für die Pflichtfachprüfung ergeben sich aus dem NJAG; für die universitäre Schwer-

punktbereichsprüfung aus der SBPO. 
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§ 7 Gradverleihung „Diplomjurist“ 

1Nach bestandener Erster Juristischen Prüfung wird der oder dem Studierenden auf ihren bzw. seinen An-

trag der Diplomgrad "Diplomjuristin" oder "Diplomjurist" verliehen (§ 72 Abs. 3 S. 2 NHG). 2Die Einzel-

heiten sind in der Ordnung zur Verleihung des Hochschulgrads „Diplomjuristin“ oder „Diplomjurist“ am 

Fachbereich Rechtswissenschaften der Universität Osnabrück (DiplO) geregelt. 

§ 8 Gradverleihung „Bachelor of Laws“ 

(1) Der Fachbereich verleiht auf Antrag den Hochschulgrad „Bachelor of Laws (LL.B.)“, wenn die/der 

Studierende 

1. die Zulassungsvoraussetzungen für die Zulassung zur Pflichtfachprüfung gem. § 4 NJAG erfüllt 

und 

2. die Schwerpunktbereichsprüfung an der Universität Osnabrück erfolgreich abgelegt hat und 

3. ab dem 01.10.2024 oder später im Studiengang Rechtswissenschaften an der Universität Osna-

brück immatrikuliert ist und den Prüfungsanspruch nicht vor dem 01.10.2024 verloren hat und 

4. die Verleihung des Grads „Diplomjurist“ nach § 7 noch nicht beantragt hat. 

(2) Der Bachelorabschluss hat einen Umfang von 240 ECTS und kann in der Regel nach einer Studien-

zeit von acht Semestern erlangt werden.  

(3) 1Die Note der Bachelorprüfung ergibt sich als gewichteter Durchschnitt aller erbrachten Prüfungs-

leistungen. 2Die Berechnung erfolgt auf Basis der für die Leistungen vergebenen Punktwerte. 3Für 

die Bildung des Gesamtergebnisses werden die Punktwerte der einzelnen Prüfungsleistungen mit 

den entsprechenden Gewichtungsfaktoren multipliziert (Anlage 2 zum Modulhandbuch), sodann 

werden die gewichteten Punktwerte addiert. 4Die so ermittelte Summe ist durch die Summe der für 

die Prüfungen vergebenen Gewichtungsfaktoren zu teilen. 5Dezimalstellen werden bis zur zweiten 

Nachkommastelle ohne Auf- und Abrunden berücksichtigt. 

(4) 1Einzelheiten regelt das Modulhandbuch für den Integrierten Bachelorabschluss „Rechtswissen-

schaft“. 2Änderungen des Modulhandbuchs können durch den Fachbereichsrat beschlossen werden. 

Teil 2 Studium: Leistungsnachweise und Prüfungen 

§ 9 Arbeitsgemeinschaften 

1Vorlesungsbegleitend werden in der Regel im Bürgerlichen Recht, im Strafrecht und im Öffentlichen 

Recht Arbeitsgemeinschaften angeboten. 2Sie dienen vor allem dazu, die Anwendung des in der Vorlesung 

erlernten Stoffes auf Fälle einzuüben, und damit der Vorbereitung auf die Semesterabschlussprüfungen. 

§ 10 Grundlagenveranstaltungen  

1In den Grundlagenveranstaltungen werden die geschichtlichen, philosophischen oder sozialen Grundlagen 

des Rechts und die Methodik seiner Anwendung exemplarisch behandelt. 2Die erfolgreiche Teilnahme an 

einer Grundlagenveranstaltung ist nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. a) NJAG Voraussetzung für die Zulassung zur 

Pflichtfachprüfung sowie nach § 12 Nr. 5 ZwPrO Bestandteil der Zwischenprüfung. 3Erfolgreich ist die 

Teilnahme an einer Grundlagenveranstaltung, wenn eine schriftliche oder mündliche Leistungskontrolle 

oder ein mündlicher Vortrag mit mindestens „ausreichend“ (4 Punkte) bestanden worden ist.  

§ 11 Kurssystem 

(1) 1Im Rahmen des Grundstudiums ist das Kurssystem in jedem Teilgebiet (Bürgerliches Recht, Öf-

fentliches Recht, Strafrecht) erfolgreich zu absolvieren. 2Das erfolgreiche Durchlaufen des Kurssys-

tems ist Voraussetzung für die Erteilung des Nachweises über die erfolgreiche Teilnahme an den 
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Übungen für Fortgeschrittene. 3Das Kurssystem besteht aus drei bestandenen Klausuren nach Maß-

gabe des Abs. 2 in jeder Fachsäule sowie zwei bestandenen Hausarbeiten aus unterschiedlichen 

Fachsäulen. 4Leistungen aus dem Kurssystem gelten zugleich als Zwischenprüfungsleistungen nach 

§ 11. 5Das Versuchskontingent ist – vorbehaltlich der Zwischenprüfungsfrist für nach der ZwPrO 

erforderliche Leistungen – unbeschränkt.  

(2) 1Im Bürgerlichen Recht sind folgende Klausuren erfolgreich abzulegen: ZivR I (BGB AT/SchuldR 

AT I), ZivR II (Schuldrecht AT II/BT I) sowie entweder ZivR III/A (Schuldrecht BT II/III) oder 

ZivR III/B (Mobiliarsachenrecht). 2 Im Strafrecht sind folgende Klausuren erfolgreich abzulegen: 

StrafR I (Strafrecht AT), StrafR II (Strafrecht BT - Nichtvermögensdelikte) und StrafR III (Straf-

recht BT – Eigentums- und Vermögensdelikte). 3Im Öffentlichen Recht sind folgende Klausuren 

erfolgreich abzulegen: ÖffR I (Staatsorganisationsrecht), ÖffR II/A (Grundrechte) sowie entweder 

ÖffR II/B (Europarecht) oder ÖffR III (Verwaltungsrecht). 4Für alle Klausuren im Kurssystem wird 

in der Regel jeweils eine Wiederholungsmöglichkeit pro Semester angeboten. 

(3) In jeder vorlesungsfreien Zeit werden Hausarbeiten aus allen Fachsäulen angeboten.  

§ 12 Zwischenprüfung 

1Auf der Grundlage studienbegleitender Prüfungen im Rahmen des Kurssystems wird während des Stu-

diums eine Zwischenprüfung durchgeführt. 2Die Zwischenprüfung dient der Feststellung, ob die oder der 

Studierende die für das weitere Studium erforderliche fachliche Qualifikation besitzt. 3Die Zwischenprü-

fung ist in der Regel bis zum Ende des vierten Semesters abzulegen. 4Die Durchführung der Prüfung und 

die Prüfungsinhalte sind in der ZwPrO geregelt.  

§ 13 Übungen für Fortgeschrittene  

(1) 1Die Studierenden müssen gem. § 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. c) NJAG an je einer Übung für Fortgeschrittene 

im Bürgerlichen Recht, im Strafrecht und im Öffentlichen Recht erfolgreich teilnehmen. 2Erfolg-

reich ist die Teilnahme an einer Übung, wenn das Kurssystem vollständig absolviert wurde und von 

den im Rahmen der Übung angebotenen Klausuren mindestens eine sowie eine Hausarbeit jeweils 

mit mindestens „ausreichend“ (4 Punkte) bestanden sind. 3Die Teilnahme an den Übungen kann 

bereits erfolgen, wenn das Kurssystem noch nicht vollständig absolviert wurde. 

(2) 1Die Übungen finden in jedem Semester statt. 2In jeder Übung sollen drei Aufsichtsarbeiten unter 

Prüfungsbedingungen angeboten werden. 3Die Bearbeitungszeit für jede Aufsichtsarbeit soll 180 

Minuten betragen. 4Die Hausarbeitsleistung und die Klausurleistung können in unterschiedlichen 

Semestern erbracht werden.  

(3) 1Die Hausarbeit ist als pseudonymisiertes elektronisches Dokument fristgerecht einzureichen, die 

prüfende Person kann festlegen, dass sie zugleich in schriftlicher Form und/oder auf einem physi-

schen Datenträger in elektronischer Form vorzulegen ist. 2Ist eine Hausarbeit schriftlich und in elek-

tronischer Form einzureichen, so gilt die gesamte Hausarbeit nur dann als fristgerecht abgegeben, 

wenn sowohl die schriftliche als auch die elektronische Fassung fristgemäß abgegeben sind. 3Die 

elektronische Fassung soll in Gestalt einer einzigen Text-PDF-Datei vorgelegt werden. 4Die prü-

fende Person kann abweichende Festlegungen zu dem Dateiformat sowie zu der Art des Datenträ-

gers oder -transfers treffen, insbesondere kann sie festlegen, dass die Arbeit ausschließlich in elek-

tronischer Form unter Nutzung des E-Learning-Systems der Universität Osnabrück (Stud.IP) und 

des studentischen Uni-Accounts einzureichen ist. 5Bei der Abgabe der Hausarbeit hat die zu prü-

fende Person schriftlich zu versichern, dass sie die Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als 

die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat; die Versicherung ist der Arbeit beizufügen. 

§ 14 Fremdsprache 

(1) Die Studierenden sind nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. d) NJAG verpflichtet, im Rahmen des Studiums an 

einer fremdsprachigen rechtswissenschaftlichen Veranstaltung oder einem rechtswissenschaftlich 

ausgerichteten Sprachkurs erfolgreich teilzunehmen, sofern keine Ausnahme nach § 4 Abs. 3 S. 2 

NJAG vorliegt.  
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(2) 1Fremdsprachige rechtswissenschaftliche Veranstaltungen sind solche Lehrveranstaltungen, die von 

der/dem verantwortlichen Dozenten/in in einer fremden Sprache abgehalten und vom Fachbereich 

als solche ausgewiesen werden. 2Erfolgreich ist die Teilnahme dann, wenn in der fremden Sprache 

eine schriftliche oder mündliche Leistungskontrolle erfolgt und die/der Studierende dabei gezeigt 

hat, dass sie/er in der fremden Sprache über die erforderliche Ausdrucksfähigkeit verfügt.   

§ 15 Wirtschafts- oder sozialwissenschaftliche Veranstaltung  

1Die Studierenden sind nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. e) NJAG verpflichtet, im Rahmen des Studiums an einer 

Lehrveranstaltung für Wirtschafts- oder Sozialwissenschaften erfolgreich teilzunehmen, sofern keine Aus-

nahme nach § 4 Abs. 3 S. 3 NJAG vorliegt. 2Erfolgreich ist die Teilnahme dann, wenn eine schriftliche 

oder mündliche Leistungskontrolle mit mindestens „ausreichend“ (4 Punkte) bestanden worden ist.  

§ 16 Schlüsselqualifikation 

1Die Studierenden müssen gem. § 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. f) NJAG an einer Lehrveranstaltung zur Vermittlung 

von Schlüsselqualifikationen (§ 5a Abs. 3 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes) im Umfang von mindes-

tens einer SWS mit Erfolg teilnehmen. 2Erfolgreich ist die Teilnahme, wenn die in dieser Veranstaltung 

geforderten Leistungen erbracht wurden.  

§ 17 Seminar 

1Die Studierenden müssen nach Maßgabe von § 4a Abs. 3 Satz 1 NJAG für die Zulassung zur universitären 

Schwerpunktbereichsprüfung (Studienarbeit) an einem Seminar mit Erfolg teilgenommen haben. 2Erfolg-

reich ist die Teilnahme, wenn die in dieser Veranstaltung geforderten Leistungen erbracht wurden. 

§ 18 Schwerpunktbereichsausbildung und -prüfung 

1Die Schwerpunktbereichsausbildung kann nach bestandener Zwischenprüfung frühestens zum vierten Se-

mester aufgenommen werden und erstreckt sich über mindestens 16 Semesterwochenstunden, § 4a Abs. 1 

Satz 2 NJAG. 2Die Schwerpunktbereichsprüfung besteht aus einer Studienarbeit und einer mündlichen Prü-

fung. 3Näheres regelt die SBPO. 

§ 19 Praktische Studienzeiten 

Die Teilnahme an praktischen Studienzeiten richtet sich nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 NJAG.  

§ 20 Änderungskompetenz des Fachbereichsrates 

1Aufgrund eines Beschlusses des Fachbereichsrates können die nach dieser Ordnung vorgesehenen Leis-

tungsnachweise aus wichtigem Grund in alternative Prüfungsformen umgewandelt, in der Anzahl der zu 

erbringenden Teilleistungen reduziert oder in Ersatzleistungen umgewandelt werden, sofern die Vorgaben 

des NJAG dem nicht widersprechen. 2Der Beschluss bedarf einer 2/3-Mehrheit der teilnehmenden stimm-

berechtigten Mitglieder des Fachbereichsrates und gilt jeweils nur für die Leistungsnachweise eines einzel-

nen Semesters. 

Teil 3 Prüfungsverfahren, Anerkennung und Anrechnung von Studien- 
und Prüfungsleistungen 

§ 21 Prüfende 

1Prüfende sind die verantwortliche Leiterin oder der verantwortliche Leiter der Lehrveranstaltung. 2Die 

Prüfenden können bei der Konzeption und Bewertung der Prüfungsleistung durch Korrekturassistentinnen 

oder Korrekturassistenten, die die Erste Juristische Prüfung bestanden haben, unterstützt werden. 



 7 

§ 22 Prüfungsausschüsse 

(1) 1Für Zwischenprüfungsangelegenheiten ist nach Maßgabe der ZwPrO der Zwischenprüfungsaus-

schuss, für Schwerpunktprüfungsangelegenheiten ist nach Maßgabe der SBPO der Schwerpunktbe-

reichsprüfungsausschuss zuständig. 2Für alle anderen Entscheidungen nach dieser Ordnung ist der 

Studiendekan/die Studiendekanin zuständig, sofern nicht der allgemeine Prüfungsausschuss aus-

drücklich als zuständig bezeichnet wird. 

(2) Als allgemeiner Prüfungsausschuss im Sinne von Absatz 1 wird eingerichtet der Schwerpunktbe-

reichsprüfungsausschuss nach § 5 SBPO.  

§ 23 Teilnahme an Prüfungen, An- und Abmeldung von Prüfungen  

(1) 1An den Prüfungsleistungen dürfen nur Studierende teilnehmen, die im Studiengang Rechtswissen-

schaften eingeschrieben sind und noch über einen Prüfungsanspruch verfügen. 2Der Fachbereichsrat 

kann hiervon eine Ausnahme zugunsten von Studierenden des Studienganges LL.B. Wirtschafts-

recht oder eines anderen Fachbereichs vorsehen (Lehrexport). 

(2) 1Die Studierenden müssen sich zu den Prüfungsleistungen innerhalb der durch das Fachbereichsprü-

fungsamt veröffentlichten Fristen über das vorgesehene System anmelden und die Anmeldebestäti-

gung zur Führung eines eventuell erforderlichen Nachweises ausdrucken. 2Bei den Anmeldefristen 

handelt es sich um Ausschlussfristen. 3Eine Wiedereinsetzung kann schriftlich beim Fachbereichs-

prüfungsamt beantragt werden. 4Ein triftiger Säumnisgrund ist nachzuweisen. 5Krankheitszeiten 

sind, soweit sie als Säumnisgrund in Betracht kommen, durch ärztliches Attest nachzuweisen; in 

offensichtlichen Fällen kann auf die Vorlage eines Attestes verzichtet werden.  

(3) Eine Abmeldung hat innerhalb der Anmeldefrist über das vorgesehene System zu erfolgen. 

§ 24 Rücktritt 

(1) 1Ist eine/ein Studierende/Studierender wegen Krankheit oder aus einem anderen wichtigen Grund 

gehindert, an einer Prüfung teilzunehmen, wird der Rücktritt auf schriftlichen Antrag hin genehmigt. 
2Der Antrag ist unverzüglich zu stellen. 3Im Falle einer Erkrankung ist außerdem unverzüglich ein 

ärztliches Attest, das die für die Beurteilung der Prüfungsunfähigkeit nötigen medizinischen Be-

fundtatsachen enthält, einzureichen. 4Für den Rücktritt von Zwischenprüfungsleistungen gelten die 

Vorschriften der ZwPrO; für den Rücktritt von Schwerpunktprüfungsleistungen die Vorgaben der 

SBPO. 

(2) 1Hat sich eine Studierende oder ein Studierender in Kenntnis oder fahrlässiger Unkenntnis eines 

wichtigen Grundes der Prüfung unterzogen, wird ein Rücktritt wegen dieses Grundes nicht geneh-

migt. 2Fahrlässige Unkenntnis liegt insbesondere vor, wenn die oder der Studierende bei Anhalts-

punkten für eine gesundheitliche Beeinträchtigung nicht unverzüglich eine Klärung herbeigeführt 

hat. 3Die Geltendmachung eines Rücktrittsgrundes ist ausgeschlossen, wenn nach Abschluss der 

Prüfung ein Monat verstrichen ist oder wenn das Prüfungsergebnis feststeht und die/der Studierende 

das Ergebnis der Prüfung zur Kenntnis nehmen konnte. 

(3) 1Wird der Rücktritt genehmigt, gilt die Prüfung als nicht unternommen. 2Andernfalls gilt die Prüfung 

als nicht bestanden.  

§ 25 Versäumnis 

Nimmt eine/ein zu einer Prüfung zugelassene/r Studierende/Studierender an einer Leistungskontrolle nicht 

teil oder gibt sie/er die entsprechende Arbeit nicht oder nicht fristgemäß ab, so gilt der betreffende Prü-

fungsteil als abgelegt und nicht bestanden (0 Punkte), sofern kein Rücktritt nach § 24 vorliegt.  
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§ 26 Nachteilsausgleich  

(1) 1Macht eine Studierende/ein Studierender durch Vorlage eines amtsärztlichen Attestes glaubhaft, 

dass sie/er wegen länger andauernder oder ständiger, ausgleichsfähiger Beschwerden, Beeinträchti-

gungen oder einer Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der 

vorgesehenen Form abzulegen, so gestattet ihr/ihm der Studiendekan/die Studiendekanin auf An-

trag, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit, unter Verwendung be-

sonderer Hilfsmittel oder unter besonderen Prüfungsbedingungen zu erbringen (Nachteilsausgleich). 
2Verschiedene Formen des Nachteilsausgleichs können kumuliert werden. 3Entsprechendes gilt für 

Studienleistungen. 4Für einen Nachteilsausgleich bei Zwischenprüfungsleistungen gelten die Vor-

schriften der ZwPrO; bei Schwerpunktprüfungsleistungen die Vorgaben der SBPO. 

(2) Der Antrag ist möglichst frühzeitig, mindestens eine Woche vor der zu absolvierenden Prüfungs-

leistung, an den Studiendekan/die Studiendekanin zu richten.  

(3) Hat ein/e Studierende/Studierender vorsätzlich zu Unrecht einen Nachteilsausgleich erwirkt, so kön-

nen nach Maßgabe des Nachteilsausgleichs erbrachte Prüfungsleistungen als ungenügend (0 Punkte) 

bewertet werden. 

§ 27 Täuschung, Ordnungsstörung 

(1) 1Versucht eine/ein Studierende/Studierender, das Ergebnis einer Prüfungsleistung zu eigenem oder 

fremdem Vorteil durch unzulässige Hilfe Dritter, Mitführen oder Überlassen nicht zugelassener 

Hilfsmittel, sonstige Täuschung oder durch Einwirkung auf Personen zu beeinflussen, die für die 

Wahrnehmung von Prüfungsangelegenheiten zuständig sind, so werden die betroffenen Prüfungs-

leistungen in der Regel mit der Note „ungenügend“ (0 Punkte) und dem Vermerk „Täuschungsver-

such“ bewertet. 2Entsprechendes gilt, wenn die/der Studierende ohne Kennzeichnung Texte oder 

Textstellen anderer derart verwertet, dass über die tatsächliche Autorenschaft und die Eigenständig-

keit der Leistung getäuscht wird. 3Im Falle eines schweren Täuschungsversuches kann die Prüfungs-

leistung für „endgültig nicht bestanden“ erklärt werden; der wiederholte Täuschungsversuch steht 

in der Regel dem schweren Täuschungsversuch gleich. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten auch, wenn ein 

Täuschungsversuch erst nach Mitteilung der Prüfungsnote bekannt wird. 5Hat ein/e Studieren-

de/Studierender vorsätzlich zu Unrecht die Zulassung zu einer Prüfung erwirkt, so kann die Prü-

fungsleistung als ungenügend (0 Punkte) bewertet werden. 

(2) 1Die Entscheidung nach Absatz 1 trifft nach Anhörung der/des Studierenden der Studiendekan/die 

Studiendekanin im Benehmen mit der Prüferin/dem Prüfer. 2Im Fall eines schweren Täuschungs-

versuchs ist der Prüfungsausschuss mit der Sache zu befassen.  

(3) Zur Ermittlung von Täuschungsversuchen kann der Fachbereich elektronische Hilfsmittel einsetzen, 

personenbezogene Daten elektronisch verarbeiten und Prüfungsleistungen mittels geeigneter Pla-

giatserkennungssoftware auf möglicherweise nicht kenntlich gemachte übernommene Textpassagen 

oder sonstige Quellen überprüfen. 

(4) 1Wer den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung erheblich stört oder die Bearbeitung der Prüfungs-

aufgabe nach Prüfungsende trotz Ermahnung nicht einstellt, kann von deren Fortsetzung oder Be-

wertung ausgeschlossen werden. 2In diesem Fall wird die betreffende Prüfungsleistung mit „unge-

nügend“ (0 Punkte) bewertet.  

(5) 1Hat eine Studierende/ein Studierender bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst 

nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Studiendekan/die Studiendekanin nach-

träglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung getäuscht wurde, ent-

sprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 2Für die 

Rücknahme der Gradverleihung gelten § 48 Absatz 1 und 3 VwVfG i.V.m. § 1 NVwVfG.  

(6) Betreffen der Täuschungsversuch oder die Ordnungsstörung eine Zwischenprüfungsleistung, so gel-

ten die Vorschriften der ZwPrO, bei Schwerpunktprüfungsleistungen die Vorgaben der SBPO. 
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§ 28 Bewertung  

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen und die Gesamtnoten werden nach den Notenstufen und Punkt-

zahlen bewertet, die in §§ 1 und 2 der Verordnung über die Noten- und Punkteskala für die erste und 

zweite juristische Staatsprüfung vom 3. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1243) in der jeweils geltenden 

Fassung festgelegt sind.  

(2) 1Offensichtliche Bewertungsfehler sind unverzüglich schriftlich und substantiiert bei der Prüferin 

oder dem Prüfer geltend zu machen. 2Die Remonstration ist zusammen mit der Prüfungsleistung im 

Original bei der Prüferin oder dem Prüfer einzureichen. 3Die Prüferin oder der Prüfer kann das Recht 

zur Remonstration von der Teilnahme an einer Veranstaltung abhängig machen, in der die Korrektur 

und Bewertung der Prüfungsleistung allgemein besprochen wird. 4§ 23 Abs. 1 S. 1 gilt entsprechend. 

(3) Für die Bewertung von Schwerpunktprüfungsleistungen gelten ausschließlich die Vorgaben der 

SBPO.  

§ 29 Anerkennungen und Anrechnungen  

(1) 1Prüfungs- und Studienleistungen, die in Studiengängen an anderen staatlichen oder staatlich aner-

kannten Hochschulen, an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien oder in Studien-

gängen an ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen erbracht worden sind, 

werden auf Antrag anerkannt, wenn die bereits erbrachten Leistungen und die, die sie ersetzen sol-

len, gleichwertig sind. 2Kompetenzen, die außerhalb einer Hochschule erbracht wurden, werden an-

gerechnet, wenn sie denen, die sie ersetzen sollen, gleichwertig sind und das NJAG einer Anrech-

nung nicht entgegensteht.  

(2) 1Die Gleichwertigkeit im Sinne von Absatz 1 liegt in der Regel vor, wenn die anzurechnenden Prü-

fungsleistungen inhaltlich den hier vorgesehenen Prüfungsleistungen im Wesentlichen entsprechen. 
2Dies erfordert insbesondere eine Vergleichbarkeit bezüglich der Art, des Schwierigkeitsgrades und 

des Umfangs der Prüfungsleistung. 

(3) 1Der Antrag auf Anerkennung oder Anrechnung ist unverzüglich nach Erbringung der Leistung und 

Bekanntgabe des Ergebnisses zu stellen. 2Wurde die Leistung vor Aufnahme des Studiums erbracht, 

ist der Antrag unverzüglich nach Immatrikulation zu stellen. 3Ein Antrag ist ausgeschlossen, wenn 

bereits ein Versuch für die Prüfung, die durch die anzuerkennende oder anzurechnende Leistung 

ersetzt werden soll, unternommen wurde. 4In dem Antrag ist die Prüfungs- oder Studienleistung, die 

ersetzt werden soll, konkret zu benennen. 5Die oder der Studierende hat die für Anerkennung und 

Anrechnung erforderlichen Unterlagen wie Abschlusszertifikate, Modulbeschreibungen, Rah-

mencurricula und/oder vergleichbare Dokumente vorzulegen. 6Bei Zeugnissen und Unterlagen, die 

nicht in deutscher Sprache verfasst sind, kann die Vorlage einer amtlichen deutschen Übersetzung 

verlangt werden. 

(4) Über die Anerkennung und Anrechnung entscheidet der Studiendekan/die Studiendekanin.  

(5) 1Für anerkannte Prüfungsleistungen werden die Noten übernommen, soweit die Notensysteme ver-

gleichbar sind. 2Bei fehlender Vergleichbarkeit wird die Leistung mit der Mindestnote des Bestehens 

angerechnet (ausreichend, 4 Punkte). 3Anerkannte und angerechnete Studien- und Prüfungsleistun-

gen werden im Transcript of Records sowie auf Abschlussdokumenten gekennzeichnet. 

(6) Für die Anerkennung und Anrechnung von Zwischenprüfungs- und Schwerpunktprüfungsleistun-

gen gelten ausschließlich die Vorgaben der ZwPrO bzw der SBPO. 

(7) Werden Leistungen anerkannt oder angerechnet, die nicht im Rahmen eines rechtswissenschaftli-

chen Studienganges mit dem Abschluss Erste Juristische Prüfung erbracht wurden, werden zugleich 

Studienzeiten, zum Beispiel für den Freiversuch nach § 18 NJAG, wie folgt angerechnet:  

1. Bei Anerkennung eines Grundlagenscheins oder der erforderlichen Zwischenprüfungsleistungen 

aus einer Rechtssäule oder eines Grundlagenscheins und der erforderlichen Zwischenprüfungs-

leistungen aus einem Teilgebiet: ein Semester.  
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2. Bei Anerkennung der erforderlichen Zwischenprüfungsleistungen aus zwei Teilgebieten oder 

eines Grundlagenscheins und der erforderlichen Zwischenprüfungsleistungen aus zwei Teilge-

bieten: zwei Semester.  

3. Bei Anerkennung der erforderlichen Zwischenprüfungsleistungen aus drei Teilgebieten oder ei-

nes Grundlagenscheins und der erforderlichen Zwischenprüfungsleistungen aus drei Teilgebie-

ten: drei Semester.  

4. Bei Anerkennung von anderen im Hinblick auf die Staatsprüfung zulassungsrelevanten Leis-

tungsnachweisen nach § 4 NJAG wird pro Semester, in dem Leistungsnachweise erworben wur-

den, ein weiteres Semester angerechnet, maximal aber ein Semester je weiterem anerkannten 

Leistungsnachweis.   

§ 30 Widerspruchsverfahren 

(1) 1Verwaltungsakte nach dieser Prüfungsordnung sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechts-

behelfsbelehrung zu versehen und bekannt zu geben. 2Gegen diese Entscheidungen kann innerhalb 

eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides schriftlich Widerspruch beim Prüfungsausschuss 

eingelegt werden. 3Zur Wahrung der Frist ist es ausreichend, wenn der Widerspruch innerhalb eines 

Monats nach Bekanntgabe des Bescheides beim Prüfungsamt abgegeben wird.  

(2) Über den Widerspruch entscheidet der Prüfungsausschuss. 

Teil 4 Inkrafttreten 

§ 31 Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Universität Osnabrück rückwir-

kend zum 01.10.2024 in Kraft. 


